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Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
sehr geehrte Damen und Herren 

Die Schweizerische Gesellschaft für Haftpflicht- und Versicherungsrecht 
(SGHVR) erlaubt sich, sich im Rahmen der Vernehmlassung zur oben er­
wähnten Vorlage zu äussern. Entsprechend der Ausrichtung unserer Ge­
sellschaft gilt unser primäres Interesse der wissenschaftlichen Durchdrin­
gung der geregelten Materie sowie deren Beurteilung aus der Sicht des 
gesamten sozialen Sicherungssystems. - -
Vor diesem Hintergrund beschränkt sich unsere Vernehmlassungsantwort 
auf die folgenden Punkte; im Übrigen verweisen wir auf unsere Vernehm­
lassungsantwort zur "Reform der Altersvorsorge 2020". 

1. Grundsätzlich 

Mit dem Bundesrat halten wir eine Reform der beruflichen vorsorge 
nötig. Wir sind auch mit dem Ziel des Bundesrates einverstanden, d 
Leistungsniveau der 2. Säule zu erhalten. Dafür sprechen nicht nur sozi -
politische Erwägungen, sondern auch die Vorgabe der Verfassung, won c 
die berufliche vorsorge dem Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
sammen mit der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung die 
Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in angemessener Weise er-
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möglichen soll (Art. 113 Abs. 2 Bst. a BV). Allerdings darf das Anliegen, 
das Leistungsniveau in der 2. Säule zu erhalten, nicht so verstanden wer­
den, dass die vorgeschlagene Senkung des Umwandlungssatzes für keine 
Vorsorgenehmer und Vorsorgenehmerinnen zu Leistungseinbussen führt. 

II. Senkung des Mindestumwandlungssatzes 

Es steht für uns ausser Frage, dass der Mindestumwandlungssatz gesenkt 
werden muss. Andernfalls setzt sich die heute bestehende Situation fort, 
in welcher den aktiven Versicherten erhebliche Mittel entzogen werden (in 
Form einer tieferen Verzinsung des Altersguthabens oder durch die Erhe­
bung von Zusatzbeiträgen), um die mit den gesetzlich garantierten Leis­
tungen verbundenen versicherungstechnischen Verluste finanzieren zu 
können. Dies wäre nicht zuletzt unter dem Aspekt der Generationenge­
rechtigkeit bzw. -solidarität nicht zu verantworten. Zudem wäre zu be­
fürchten, dass Vorsorgeeinrichtungen je länger je mehr nur noch Vorsor­
gepläne mit einem ausreichenden Umhüllungsgrad anbieten würden, um 
unter Berufung auf das sogenannte Anrechnungsprinzip den gesetzlichen 
Umwandlungssatz unterschreiten zu können. Firmen mit beschränkten fi­
nanziellen Ressourcen und «ungünstiger Altersstruktur» verbliebe unter 
diesen Umständen nur noch die Versicherung bei der Auffangeinrichtung. 
Weiter besteht die Gefahr, dass BVG-nahe Vorsorgeeinrichtungen in fi­
nanzielle Schieflage geraten könnten, was entsprechend Sanierungsbei­
träge der aktiven Versicherten und deren Arbeitgeber nach sich ziehen 
würde. 

In welchem Umfang der Mindestumwandlungssatz zu senken ist, hängt 
von Annahmen in Bezug auf die Lebenserwartung und die Renditen ab, 
welche die Vorsorgeeinrichtungen mit ihren Anlagen erzielen können. 
Letzteres steht wiederum im Zusammenhang mit der Frage, welche An:­
lagen den Vorsorgeeinrichtungen überhaupt erlaubt sind .:.. Der BVG-Um­
wandlungssatz ist letztlich eine versicherungstechnische Grösse, die im 
Wesentlichen rechnerisch zu ermitteln ist. Sie ist nicht im politischen Ent­
scheidungsprozess festzulegen. Korrekt ist die Verankerung einer Delega­
tionsnorm im Gesetz, welche die Masszahlen für die Bestimmung des Um­
wandlungssatzes festlegt und gleichzeitig festhält, welche Veränderungen 
zu einer Überprüfung der aktuellen Höhe des Umwandlungssatzes führen. 
Der SGHVR erscheint die Festlegung durch ein Fachgremium angezeigt, 
das die gesetzlichen Vorhaben umzusetzen hat, wie wir dies bereits im Zu­
sammenhang mit der "Reform der Altersvorsorge 2020" vorgeschlagen 
hatten. Einverstanden sind wir damit, dass der Bundesrat dem Parlament 
immerhin neu alle fünf (anstatt zehn) Jahre einen Bericht über die Festset­
zung des Mindestumwandlungssatzes unterbreiten muss (Art. 14 Abs. 3 
VE-BVG). 
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Einverstanden sind wir auch damit, dass der Bundesrat die Kompetenz er­
hält, versicherungstechnisch angepasste Sätze für den Bezug vor und 
nach dem ordentlichen Rentenalter festzulegen (Art. 14 Abs. 2b1s VE-BVG). 

III. Rentenzuschlag 

Den vorgeschlagenen Rentenzuschlag beurteilen wir kritisch, da sich da­
mit eine Vermengung der Prinzipien der 1. und der 2. Säule verbindet. Der 
vorgeschlagene Rentenzuschlag führt erklärtermassen Solidaritäten in die 
2. Säule ein, die bis heute die 1. Säule auszeichnen. Die Folgen eines sol­
chen Rentenzuschlag wären kaum absehbar, zumal in zeitlicher Hinsicht 
keine eigentliche Begrenzung vorgesehen ist. Allfällige Massnahmen für 
eine Übergangsgeneration müssen sich aber in einem zeitlich überschau­
baren Rahmen bewegen. Dies auch mit Blick auf weitere Reformen. Insge­
samt würde die 2. Säule damit weiter an Transparenz verlieren. Wir sind 
überzeugt, dass dies der Akzeptanz des Drei-Säulen-Systems mittel- und 
langfristig weit mehr schadet als temporäre Leistungseinbussen, die sich 
aufgrund der sachlich gebotenen Senkung des Umwandlungssatzes erge­
ben. 

Soweit der Bundesrat der Meinung ist, dass den Versicherten solche Leis­
tungseinbussen nicht zugemutet werden können, müssen Lösungen inner­
halb der 2. Säule gesucht und gefunden werden. Wir denken dabei na­
mentlich an das Übergangsrecht. So könnte man beispielsweise die Ein­
führung eines tieferen Umwandlungssatzes zeitlich staffeln, so dass der 
tiefere Umwandlungssatz erst einige Jahre nach Inkrafttreten der Revision 
erreicht wird. Ebenso ist es denkbar, in einer Übergangszeit auf tiefere 
Beitragssätze für ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zu verzich­
ten. Auf diese Weise bliebe sichergestellt, dass diese Personen im Zeit­
punkt ihrer Pensionierung ein Altersguthaben erreichen, das auch bei ei­
nem tieferen Umwandlungssatz zu einer gleich hohen Rente wie bishe·r 
führt. 

IV. Senkung des Koordinationsabzugs 

Hält man am Ziel fest, wonach das Leistungsniveau der beruflichen vor­
sorge erhalten bleiben soll, ist eine Senkung des Koordinationsabzugs die 
naheliegende und einfachste Massnahme. Wir sind mit der vorgeschlage­
nen Halbierung von heute Fr. 24'885 Franken auf neu Fr. 12'443 Franken 
einverstanden (Art. 8 VE-BVG). Zu recht hält der Bundesrat fest, dass von 
diesem Vorschlag hauptsächlich häufig teilzeitbeschäftige Frauen profitie­
ren werden. 
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Sinn macht die vorgeschlagene Halbierung des Koordinationsabzugs in un­
seren Augen allerdings nur, wenn auch eine Anpassung der Eintritts­
schwelle von heute Fr. 21'300.-- (Art. 2 Abs. 1 BVG) erfolgt. Am einfachs­
ten ist es, von einem Gleichlauf von Eintrittsschwelle und Koordinationsab­
zug auszugehen. Wer jährlich mehr als Fr. 12'443.-- verdient, soll in Zu­
kunft zwingend in der 2. Säule versichert sein. Erst mit der vorgeschlage­
nen tieferen Eintrittsschwelle ist sichergestellt, dass das Gros teilzeitbe­
schäftigter Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in Zukunft in den Genuss 
von Leistungen der beruflichen Vorsorge kommen wird. 

Die mit der Halbierung des Umwandlungssatzes und einer tieferen Ein­
trittsschwelle verbundenen höheren Kosten für die 2. Säule sind in Kauf zu 
nehmen bzw. ein Gebot der Gerechtigkeit. Unsere Einschätzung weicht da­
mit teilweise ab von unserer Haltung, die wir noch in unserer Vernehmlas­
sungsantwort zur "Reform der Altersvorsorge 2020 11 eingenommen haben. 
Teilzeitbeschäftigte und Personen mit einem tieferen und mittleren Ein­
kommen tragen wesentlich zum wirtschaftlichen Erfolg einer Unterneh­
mung bei. Sie sollen deshalb auch von den Leistungen der beruflichen 
vorsorge profitieren können, die zur Hälfte vom Arbeitgeber finanziert 
werden müssen. Aus dem gleichen Grund ist auch der administrative 
Mehraufwand gerechtfertigt, der mit einer Senkung des Koordinationsab­
zugs und einer tieferen Eintrittsschwelle zwangsläufig verbunden ist. 

V. Anpassung der Altersgutschriften 

Die Frage, ob und wie Altersgutschriften zu staffeln sind, ist im Wesentli­
chen politisch zu entscheiden. Wir können mit der heutigen Staffelung gut 
leben, verschliessen uns aber auch der vorgeschlagenen Neuregelung 
nicht (Art. 16 VE-BVG). Sie bringt eine Vereinfachung und führt zusätzlich 
zu einer erwünschten Entlastung älterer Personen, was deren Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt verbessert. Gleichzeitig darf man allerdLngs auch nicht 
übersehen, dass ältere Arbeitnehmende regelmässig in der komfortablen 
Situation sind, nicht mehr für eine Familie sorgen zu müssen; sie stehen 
deshalb wirtschaftlich häufig besser da als jüngere Arbeitnehmende. Dar­
über hinaus stellt sich ein Akzeptanzproblem, wenn jüngere Arbeitneh­
mende zu hohen Beiträgen an die berufliche vorsorge gezwungen werden, 
ohne über irgendwelche Garantien dafür zu verfügen, dass sie Jahrzehnte 
später auch in den Genuss von Vorsorgeleistungen kommen werden. 

Verzichtet man auf den vorgeschlagenen Rentenzuschlag, so bleibt wie er­
wähnt zu überlegen, die Reduktion der Beiträge älterer Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen allenfalls gestaffelt einzuführen. 
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VI. Weiteres vorgehen 

Wir erwarten vom Bundesrat, dass er die Vorlage nach Durchführung der 
Vernehmlassung grundlegend überarbeitet, bevor er sie an das Parlament 
weiterleitet. In diese Überarbeitung sind nicht nur die Sozialpartner einzu­
beziehen, sondern auch Vertreter der Vorsorgeeinrichtungen und der Wis­
senschaft. Unsere Gesellschaft bietet ihre Unterstützung an. 

Mit freundlichen Grüssen 

Schweizerische Gesellschaft für Haftpflicht- und Versicherungsrecht 

Felix Schöbi, PD Dr. iur. 
Vizepräsident 

Stephan Fuhrer, Prof. Dr. iur. 
Präsident 

--
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